
Bernd Lütke-Dörhoff 

Stadt Oelde 

Frau Bürgermeisterin 

Karin Rodeheger 

Rathaus • Ratsstiege 1 

59302 Oelde 

E. 

Haus-Geist-Weg 2 

59302 Oelde 

Mobil: +49 (172) 5719076 

E-Mail: bernd.luetke-doerhoff@bs-oelde.de

Oelde, 29.07.2024 

Antrag auf Einleitung eines 8ürgerbegehrens nach§ 26 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein­

Westfalen (GO NRW) gegen das Errichten einer Zentralen Unterbringungseinrichtung (ZUE) in Oelde 

Sehr geehrte Frau Bürgermeisterin Rodeheger, 

auf Grundlage der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beantragen die 

Unterzeichner dieses Schreibens, dass gemäß 

§ 26 Bürgerbegehren und Bürgerentscheid

die Bürger der Stadt Oelde anstelle des Rates die Möglichkeit erhalten, über eine Angelegenheit der 

Gemeinde selbst zu entscheiden. 

Mit diesem Antrag möchten die Initiatoren 

Bernd Lütke-Dörhoff, Haus-Geist-Weg 2, 59302 Oelde 

Heino Gretenkort, Westrickweg 4 A ,  59302 Oelde 

Tobias Geismann, Haus-Geist-Weg 12, 59302 Oelde 

als Vertreter der Bürger über die nachfolgende Frage eine Abstimmung herbeiführen: 

,,Möchten Sie, dass der Ratsbeschluss vom 01.07.2024 aufgehoben wird, 

dem Land Nordrhein Westfalen (NRW) die Möglichkeit einzuräumen, 

in Oelde eine Zentrale Unterbringungseinrichtung (ZUE) zu errichten?" 

Diese Frage ist klar mit „Ja" oder „Nein" zu beantworten. Nachfolgend möchten wir diesen Antrag 

erläutern und begründen. 

Am 01.07.2024 hat der Rat der Stadt Oelde mehrheitlich den Beschluss gefasst, dem Land NRW die 

Möglichkeit einzuräumen, eine ZUE am Westrickweg / Ennigerloher Straße zu errichten 

(Vorlage: B 2024/1/5750/1). Mit unserem Antrag möchten wir den Bürgern die Möglichkeit geben, selbst 

darüber zu entscheiden, ob sie dieser beschlossenen Maßnahme zustimmen oder nicht. 
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Bitte übermitteln Sie uns Ihre Kostenabschätzung gemäß§ 26 Absatz 2 GO NRW. 

Ferner bitten wir Sie mit Blick auf § 26 Absatz 4 GO NRW um Mitteilung, wie viele Unterschriften der 

Wahlberechtigten am letztmöglichen Abgabetag für ein zulässiges Bürgerbegehren voraussichtlich 

erforderlich sein werden. 

Darüber hinaus bitten wir Sie, uns in Bezug auf§ 26 Absatz 7 GO NRW die voraussichtlich erforderliche 

Stimmenanzahl im Falle eines Bürgerentscheids für ein „Ja" mitzuteilen, ferner um eine formale 

Eingangsbestätigung unseres Antrags und um Ihre Unterstützung im Rahmen der GO NRW. 

Vielen Dank im Voraus. 

Mit freundlichen Grüßen 

ßd4-- tf!' 
Bernd Lütke-Dörhoff 



Unterschriftenliste zur Einleitung eines Bürgerbegehrens nach § 26 der Gemeindeordnung für das Land 

Nordrhein-Westfalen (GO NRW) gegen das Errichten einer Zentralen Unterbringungseinrichtung (ZUE) in Oelde 

Am 01.07.2024 hat der Rat der Stadt Oelde mehrheitlich den Beschluss gefasst, dem Land NRW die Möglichkeit einzuräumen, 
eine ZUE am Westrickweg / Ennigerloher Straße zu errichten (Vorlage: B 2024/1/5750/1). Die Unterzeichnenden beantragen, 
dass. den. Bürgerinnen und Bürgern der Stadt Oelde folgende Fragestellung zum Bürgerentscheid gestellt wird: 

„Möchten Sie, dass der Ratsbeschluss vom 01.07.2024 aufgehoben wird, dem Land Nordrhein Westfalen (NRW) die 
Möglichkeit einzuräumen, in Oelde eine Zentrale Unterbringungseinrichtung (ZUE) zu errichten?" 

Hintergrund zum Ratsbeschluss: 

Ziel ist, dass in Landesverantwortung in der ZUE 400 Plätze, als Zwischenstation für Flüchtlinge bis maximal 24 Monate, 
eingerichtet und betrieben werden können .. Damit würde für die Stadt Oelde die Anzahl kommunal gesetzlicher 
Pflichtzuweisungen um 400 reduziert, was u.a. zu Entlastungen von Schulen, Kitas und dem städtischen Haushalt führen kann. 

Kostenabschätzung der Verwaltung gern. § 26 Abs. 2 Satz 4 GO NRW: 

Bei Erfolg des Bürgerbegehrens würden sich für das Projekt Mehrkosten in Höhe von ca. xxxxxx Euro ergeben. 

Begründung der Initiatoren des Bürgerbegehrens: 

Niemand kann vorhersagen, ob die Reduzierung um 400 Pflichtzuweisungen irgendwann Wirkung trägt. Anzunehmen ist aber, 
dass die 400 Plätze der ZUE unter Landeskontrolle sehr schnell ausgelastet würden. Erfahrungsgemäß sind vornehmlich 
Bewohner in der näheren Umgebung, aber auch im nahegelegenen Stadtkern in ihrer Sicherheit tangiert. Wegen der Kürze der 
Aufenthaltsdauer - man spricht von durchschnittlich 6 bis 8 Monaten - ist eine Integration schwer vorstellbar und nicht 
vergleichbar mit der Situation in kommunalen Unterkünften. Es kommen somit neue Aufgaben auf die Stadt und den Kreis zu, 
z.B. für Ordnungsamt und Polizei, aber auch auf die Gesundheitsversorgung vor Ort.

vertretungsberechtigte: 

1. Bernd Lütke-Dörhoff, Haus-Geist-Weg 2, 59302 Oelde
2. Heino Gretenkort, Westrickweg 4 A, 59302 Oelde
3. Tobias Geismann, Haus-Geist-Weg 12, 59302 Oelde

Eintragungsberechtigt sind alle wahlberechtigten Deutschen und sonstigen EU-Bürger 
ab dem vollendetem 16. Lebensjahr mit Erstwohnsitz in Oelde 

Name Vorname Geb.-Datum Anschrift Unterschrift 

>----

Listen bitte bis spätestens xx.xx.xx um 14.00 Uhr an Bernd Lütke-Dörhoff abgeben 

Verwaltung 


